
Approbation versus 
Erlaubnis zur 
Erwerbstätigkeit?

Für die Aufnahme einer ärztlichen 
Tätigkeit durch Staatsangehörige aus 
Drittstaaten (das heißt Staaten, die 
nicht Mitglied oder Vertragspartei 
der Europäischen Union sind) scheint 
ebenfalls nur die Erteilung einer 
Approbation/Berufserlaubnis entschei
dend. Dies allein ist jedoch nicht aus-
reichend. Dem ausländischen Arzt 
muss zudem eine Erwerbstätigkeit 
erlaubt sein. Hierauf weist die Lan-
desdirektion Sachsen auf eine ent-
sprechende Nachfrage der Sächsi-
schen Landesärztekammer hin.

Das ausländerrechtliche und das 
approbationsrechtliche Verfahren 
sind zwei voneinander unabhängige 
Verfahren. Die Landesdirektion Sach-
sen als Approbationsbehörde prüft 
lediglich, ob der Antragsteller die 
approbationsrechtlichen Vorausset-
zungen erfüllt, um in Deutschland 
als Arzt tätig zu werden. Hierbei 
handelt es sich um eine fachbezo-
gene Prüfung. Sofern die approba
tionsrechtlichen Voraussetzungen für 
die Erteilung einer Approbation bzw. 
Berufserlaubnis vorliegen, heißt dies 
nur, dass der Antragsteller hier 
grundsätzlich als Arzt arbeiten und 
seinen Beruf ausüben könnte.
Die Approbation bzw. Berufserlaub-
nis kann aber nicht mit einer Erlaub-

nis, auch einer Erwerbstätigkeit 
nachgehen zu dürfen, gleichgesetzt 
werden. Eine solche Erlaubnis zur 
Erwerbstätigkeit umfasst hierbei 
selbständige Tätigkeit und Beschäfti-
gung nach § 7 SGB IV. Um tatsäch-
lich als Arzt in Deutschland arbeiten 
zu dürfen, bedarf es auch eines 
Aufenthaltstitels für den Angehöri-
gen eines Drittstaates, dem sich ent-
nehmen lässt, ob die Ausübung einer 
Erwerbstätigkeit erlaubt ist, vgl. § 4 
Abs. 2 Aufenthaltsgesetz. Solange 
dies nicht der Fall ist, darf auch keine 
Erwerbstätigkeit aufgenommen wer-
den.
Während sich Antragsteller um einen 
Aufenthaltstitel bei der Ausländerbe-
hörde und eine Arbeitserlaubnis bei 
der Bundesagentur für Arbeit geson-
dert kümmern mussten, ist mittler-
weile nur noch eine Antragstellung 

bei der Ausländerbehörde notwen-
dig. Dort wird der Antrag auf Ertei-
lung einer Aufenthaltserlaubnis für 
einen bestimmten Aufenthaltszweck 
gestellt und die Ausländerbehörde 
beteiligt dann gegebenenfalls die 
Bundesagentur für Arbeit und erteilt 
bei Erfüllung aller Voraussetzungen 
den entsprechenden Aufenthaltstitel.

Daher ist dem Arzt in der Niederlas-
sung, aber auch stationären Einrich-
tungen zu empfehlen, vor der Auf-
nahme der Beschäftigung eines aus-
ländischen Arztes eines Drittstaates 
neben der Approbation bzw. Berufs-
erlaubnis, sich auch einen entspre-
chenden Aufenthaltstitel /eine Erlaub
nis zur Erwerbstätigkeit vorlegen zu 
lassen.
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von keiner Geschäftsführung – quasi 
als Key Account Manager – an sol-
chen Strategien beteiligt oder gar 
per Dienstvertrag verpflichtet wer-
den dürfen“.

Besonders bedenklich sei, dass der 
Konflikt zwischen Medizin und Öko-
nomie in den letzten Jahren  zuneh-
mend auf alle an der Krankenhaus-
versorgung beteiligten Ärzte übertra-
gen wird. Der Referent forderte des-
halb, dass Verträge mit variablen 
Vergütungskomponenten und fest-
gelegten monetären Anreizen, die in 
den letzten Jahren an Zahl deutlich 
zugenommen haben, von den Be

troffenen abgelehnt werden sollten, 
da Ärzte Angehörige eines „Freien 
Berufes“ sind und einer Berufsord-
nung unterliegen, die vorschreibt, 
dass jede Entscheidung für eine Pati-
entenbehandlung nicht nach ökono-
mischen Vorgaben getroffen werden 
darf.

Im Rahmen der 2013 gegründeten 
gemeinsamen Koordinierungsstelle 
zu „Zielvereinbarungen in Verträgen 
zu leitenden Krankenhausärzten“ 
wurden Bewertungskriterien für Ver-
tragsentwürfe festgelegt, die die 
Bonusregelungen besonders kritisch 
hinterfragen. Da zunehmend auch 

nicht leitende Krankenhausärzte be
troffen seien, soll die Beratung auch 
für diese geöffnet werden.
Die gemeinsame Koordinierungs-
stelle von BÄK und VLK wird nun 
prüfen, inwieweit sich Krankenhaus-
geschäftsführungen an die neue 
Gesetzeslage (§ 135c SGB V) halten.

Die Referate des 119. Deutschen 
Ärztetages können unter: www. 
bundesaerztekammer.de nachgelesen 
werden.
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